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Betreff: Olching - Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 187 "Solarpark Kleiner Olchinger See"; 

Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Bezug: Ihr Schreiben vom 12.10.2022, Az. Ill-2.0 - Kul 

Anlagen: 0 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Ihr Schreiben ist am 20.10.2022 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter 

dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger 

öffentlicher Belange. 

 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen 

und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft 

als Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben 

die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 

berühren. 

 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung aufgrund der Nähe zu den 

Bahnlinien Nr. 5581 Olching – Augsburg, Nr. 5503 München – Augsburg und Nr. 5543 München-

Pasing – Mammendorf berührt. Bei Beachtung der nachfolgenden Hinweise bestehen allerdings 

keine Bedenken: 
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Grundsätzlich ist zu beachten, dass durch die geplante Bebauung der Schienenverkehr und damit 

auch die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs nicht gefährdet werden darf. Insbesondere bei Einsatz 

von Baumaschinen in unmittelbarer Nähe zur Bahnstrecke ist darauf zu achten, dass die 

Abstandsflächen zur Bahnlinie eingehalten werden. Bei Baumaßnahmen im Bereich von 

Bodenanlagen ist deren Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit jederzeit zu gewährleisten. 

Notwendige Maßnahmen zur Unterhaltung, Erneuerung, Rationalisierung, Modernisierung und 

bestimmungsgemäßen Nutzung der Eisenbahninfrastruktur dürfen nicht verhindert oder erschwert 

werden. 

Photovoltaikanlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände zu errichten. Eine Blendwirkung ist 

dauerhaft auszuschließen. Es sind geeignete Blendschutzmaßnahmen zu ergreifen, so dass 

jegliche Blendwirkung der bewegten Schienenfahrzeuge dauerhaft ausgeschlossen ist. Ob 

sichergestellt ist, dass die Photovoltaikanlage den Eisenbahnverkehr nicht beeinträchtigt oder 

behindert, ist den Unterlagen nicht zweifelsfrei zu entnehmen. Daher wird empfohlen, eine 

ausdrückliche und sachverständig vertiefte Bestätigung dazu einzuholen, dass eine erhebliche 

Beeinträchtigung des Bahnverkehrs tatsächlich ausgeschlossen ist. 

Im Hinblick auf Immissionen - hier insbesondere aus Schienenlärm und Erschütterung, aber z.B. 

auch aus elektromagnetischer Strahlung, Staub und Funkenflug etc. - wird darauf hingewiesen, 

dass diese vom gewöhnlichen Eisenbahnbetrieb ausgehenden Immissionen zu dulden sind. 

Nutzungskonflikte sind durch entsprechende Vorkehrungen zur Konfliktbewältigung zu lösen. 

Generell ist zu beachten, dass Betriebsanlagen der Eisenbahn des Bundes i.S.d. § 18 

Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) zu denen gem. § 4 Abs. 1 Eisenbahn-Bau- und 

Betriebsordnung (EBO) neben den Schienenwegen auch Grundstücke, Bauwerke und sonstige 

Einrichtungen gehören, die unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse zur Abwicklung oder 

Sicherung des Reise- oder Güterverkehrs auf der Schiene erforderlich sind, unter der 

Fachplanungshoheit des Eisenbahn-Bundesamtes (§ 38 BauGB) stehen. Für den Übergang von 

Bahnflächen, die für Bahnbetriebszwecke entbehrlich sind und in die Planungshoheit der 

Gemeinde übergehen sollen, gilt, dass solche Flächen von der Bahnbetriebsanlageneigenschaft 

freizustellen sind (vgl. § 23 AEG). Dies erfolgt durch das Eisenbahn-Bundesamt nach 

entsprechender Antragstellung durch den Eigentümer oder die zuständige Gemeinde. Das 

Eisenbahn-Bundesamt verfügt über kein Verzeichnis sämtlicher Bahnbetriebsanlagen. Nach den 

vorliegenden Unterlagen lässt sich nicht ausschließen, dass der Planumgriff auch Betriebsanlagen 

einer Eisenbahn des Bundes mit umfassen könnte. Ich bitte deshalb, im Rahmen der Beteiligung 

der Betreiber der Betriebsanlagen (siehe unten) auf diesen Punkt hinzuweisen und diesbezüglich 

eine Aussage einzuholen. Sofern die Betriebsanlage einer Eisenbahn des Bundes vorliegen sollte, 

kann die betroffene Fläche – wie erwähnt - erst nach Freistellung von Bahnbetriebszwecken gem. 

§ 23 AEG überplant werden. 
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Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber 

der Eisenbahnbetriebsanlagen und der Bahnstromfernleitungen prüft. Die Betreiber dieser 

Anlagen sind möglicher Weise betroffen. Ich empfehle daher, die Deutsche Bahn AG, DB 

Immobilien. Kompetenzteam Baurecht, Region Süd, Barthstraße 12, 80339 München 

(ktb.muenchen@deutschebahn.com) am Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits geschehen. 

Diese Stelle übernimmt die Koordination der jeweils betroffenen Unternehmensbereiche und die 

Abgabe einer gesamten Stellungnahme für den Konzern der Deutschen Bahn bei 

Bauleitplanungen und Bauvorhaben Dritter. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Impram-Oglou

 

ktb.muenchen@deutschebahn.com

